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Öffnungszeiten des Landratsamtes Oberallgäu: 
Montag: 8.00–12.00 und 13.30–17.00 Uhr   Dienstag: 8.00–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag: 8.00–12.00 und 13.30–16.00 Uhr   Freitag: 8.00–12.30 Uhr

Erweiterte Öffnungszeiten des Bürgerservicebereiches (Telefon 08321/612-900) im Landratsamt: 
Montag 7.30–17.00 Uhr   Dienstag 7.30–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag 7.30–16.00 Uhr   Freitag 7.30–12.30 Uhr

Sprechstunde für Unternehmerinnen und Unternehmer zu finanziellen Fördermöglichkeiten: Donnerstag 9.00-12.00 Uhr, Terminvereinbarung unter Tel.: 08321 / 612-342

Nutzen Sie die Möglichkeit, auch außerhalb dieser Zeiten Termine zu vereinbaren.
Aktuelle Stellenausschreibungen finden Sie im Internet unter www.oberallgaeu.org/stellenangebote oder Tel. (08321) 612-211

Ärztlicher Notfalldienst

Notarzt, Rettungsdienst und Krankentransport sind bayernweit unter der 
Telefonnummer 112, auch aus Mobilfunknetzen zu erreichen. 

Am 3. und 4. Juni 2023 ist der ärztliche Bereitschaftsdienst (Notfall-
dienstarzt, Augenarzt, Hals-Nasen-Ohrenarzt und Frauenarzt) für das 
gesamte Oberallgäu, Kempten und den Altlandkreis Kempten unter der 
neuen Nummer 116117 zu erreichen.

Parallel dazu gilt aber weiterhin die alte bayerische Telefonnummer 
01805/191212.

Zahnärztlicher Notfalldienst 
 im Altlandkreis Sonthofen

Der Notfallzahnarzt ist zu erreichen für den 3. und 4. Juni 2023 unter 
Telefon 08322/2644. Notfallsprechstunden von 10.00 bis 12.00 und von 
18.00 bis 19.00 Uhr. Der Notfallzahnarzt für den Bereich Kempten ist in 
der Kemptener Ausgabe dieser Zeitung unter der Rubrik „was, wo, wer, 
wann“ aufgeführt.

Sonntags- und Nachtdienst  
der Apotheken

Sonthofen, Immenstadt, Blaichach, Oberstdorf,  
Fischen, Bad Hindelang:
am 3. Juni 2023: Bahnhof-Apotheke, Sonthofen, 
Bahnhofstraße 20, 08321/2843
am 4. Juni 2023: Apotheke im Färberhaus, Fischen, 
Hauptstraße 4, Telefon 08326/385740

Oberstaufen:
am 3. Juni 2023: St. Ulrich-Apotheke, Lindenberg, 
Hauptstraße 61, Telefon 08381/1452 
am 4. Juni 2023: Post-Apotheke, Weiler-Simmerberg,  
Bahnhofstraße 9, Telefon 08387/8383

Altusried, Betzigau, Buchenberg, Dietmannsried, Durach, Lauben, 
Sulzberg, Waltenhofen, Wiggensbach:
am 3. Juni 2023: Andreas-Hofer-Apotheke, Altusried, 
Kemptener Straße 2, Telefon 08373/921757

Diensthabende Apotheken in Kempten:
am 3. Juni 2023: St. Anna Apotheke, 
Lenzfrieder Straße 56, Telefon 0831/574755
am 4. Juni 2023: Bahnhof-Apotheke am Klinikum, 
Robert-Weixler-Straße 48a, Telefon 0831/5226665

Es wird gebeten, den Sonntagsdienst nur in dringenden Fällen  
in Anspruch zu nehmen!

Stadt Sonthofen
FB Ordnung/Standesamt

Bekanntmachung nach § 50 Abs. 5 des Bundesmeldegesetzes
über das Widerspruchsrecht gegen Melderegisterauskünfte 

an Parteien und Wählergruppen

Nach § 50 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes (BMG) darf die Stadt Sontho-
fen als Meldebehörde im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen 
den Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen 
in den sechs der Wahl oder Abstimmung vorausgehenden Monaten Aus-
kunft aus dem Melderegister über Vor- und Familiennamen, Doktorgrade 
und Anschriften von Wahlberechtigten erteilen, die nach ihrem Lebens-
alter bestimmten Gruppen zugeordnet werden (sog. Gruppenauskunft).

Nach § 50 Abs. 2 BMG darf die Stadt Sonthofen als Meldebehörde 
Mandatsträgern, Presse oder Rundfunk auf deren Verlangen über Alters- 
oder Ehejubiläen Auskunft aus dem Melderegister über Vor- und Fami-
liennamen, Doktorgrade, Anschriften und Datum und Art des Jubiläums 
erteilen.

Nach § 50 Abs. 3 darf die Stadt Sonthofen als Meldebehörde Adress-
buchverlagen zum ausschließlichen Zweck der Herausgabe von Adress-
büchern Auskunft aus dem Melderegister über Vor- und Familiennamen, 
Doktorgrade und derzeitige Anschriften von allen Einwohnern, die das  
18. Lebensjahr vollendet haben, erteilen.

Die davon Betroffenen haben das Recht, der Übermittlung ihrer Daten 
zu widersprechen. Dieser Widerspruch kann schriftlich oder mündlich 
bei der Meldebehörde eingelegt werden; er bedarf keiner Begründung, ist 
von keinen Voraussetzungen abhängig und gilt solange, bis er durch eine 
gegenteilige Erklärung widerrufen wird.

Sonthofen, 17.05.2023                                   

gez.: Christian Wilhelm, Erster Bürgermeister� 114
 

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 22.05.2023 (Bpl.
Nr. 0206/23) den Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage in 87509 
Immenstadt i. Allgäu, Zieglerstraße 3 (Fl.Nr. 963/5), Gemarkung Immen-
stadt i. Allgäu, bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Irmgard Adam

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Stadt Immenstadt i. Allgäu, Marienplatz 3-4, eingesehen werden.

Irmgard Adam� 115

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 22.05.2023 (Bpl.Nr. 
0025/23) die Nutzungsänderung einer Wohnung im Dachgeschoss in eine 
Ferienwohnung in 87527 Sonthofen, Auerhahnweg 4 (Fl.Nr. 2699/2), 
Gemarkung Sonthofen, bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-

lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Stefan Imhof

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Stadt Sonthofen, 87527 Sonthofen, Rathausplatz 1, eingesehen 
werden.

Stefan Imhof� 116

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 22.05.2023  (Bpl.Nr. 
0291/23) die Temporäre Anlage einer Grünfläche mit Fußwegen, Sitz
möbeln und Spielgeräten als öffentlicher Aufenthaltsraum in der Innen-
stadt in 87527 Sonthofen, Bahnhofstraße 12 (Fl.Nr. 164), Gemarkung 
Sonthofen, bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Stefan Imhof

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Stadt Sonthofen, Rathausplatz 1, eingesehen werden.

Stefan Imhof� 117

Öffentliche Zustellung

Sonthofen, 25. Mai 2023, Landkreis Bürgerservice, Frau Huber, Oberall-
gäuer Platz 2, 87527 Sonthofen, Zi. E.05, Telefon 08321/612-900, Telefax 
08321/612-350, E-Mail: emily.huber@lra-oa.bayern.de

Zulassungsrecht;
Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung für Herr Massimo Pintori, 
geb.: 22.09.1974 in San Gavino Monreale, zuletzt wohnhaft in: Am G’hau

bach 28, 87527 Sonthofen, Fahrgestellnummer: W0LSD9EC6A4244040,  
amtl. Kennz. OA-Q2203

Öffentliche Zustellung des Eingriffsverwaltungsbescheids vom 
24.05.2023, Az. 142-SF-Hu/OA-Q2203 gemäß Art. 41 BayVwVfG i. V. 
m. Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 VwZVG

Zustellungsversuche des o.g. Bescheids durch die Post blieben unter der 
angegebenen Anschrift erfolglos ebenso anschließende Ermittlungen über 
den aktuellen Aufenthalt.

Das o.g. Schriftstück wird daher gemäß Art. 15 VwZVG öffentlich 
zugestellt.

Der Bescheid vom 24.05.2023, Az. 142-SF-Hu/OA-Q2203, liegt bei der 
Zulassungsstelle des Landratsamtes Oberallgäu, Oberallgäuer Platz 2, 
87527 Sonthofen, Zi. E.05, während der Dienststunden zur Abholung 
durch den Betroffenen auf.

Es erfolgt der besondere Hinweis, dass durch die öffentliche Zustellung 
Fristen (z.B. Rechtsbehelfsfrist) in Gang gesetzt werden können, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können (vgl. Art. 15 Abs.2 Satz 3 
VwZVG).

Der Bescheid gilt nach Art. 15 Abs. 2 Satz 6 VwZVG als öffentlich zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung zwei 
Wochen vergangen sind.

Huber, Verwaltungsfachangestellte� 118

Bekanntmachung 
der Stadt Immenstadt

Wasserrecht;
Festsetzung des Überschwemmungsgebiets an der Iller (Bereich Süd) 
von Fluss-km 119,0 (nördlich Einmündung Rottach) bis Fluss-km 147 
(Illerursprung) auf dem Gebiet der Gemeinde Rettenberg, der Stadt 
Immenstadt, der Gemeinde Burgberg, der Gemeinde Blaichach, der 
Stadt Sonthofen, der Gemeinde Ofterschwang, der Gemeinde Fischen 
und des Marktes Oberstdorf im Landkreis Oberallgäu

1.	� Das Landratsamt Oberallgäu beabsichtigt den Erlass einer Verordnung 
über das Überschwemmungsgebiet an der Iller (Bereich Süd) von 
Fluss-km 119,0 (nördlich Einmündung Rottach) bis Fluss-km 147 
(Illerur-sprung) auf dem Gebiet der Gemeinde Rettenberg, der Stadt 
Immenstadt, der Gemeinde Burgberg, der Gemeinde Blaichach, der 
Stadt Sonthofen, der Gemeinde Ofterschwang, der Gemeinde Fischen 
und des Marktes Oberstdorf im Landkreis Oberallgäu.
Die genauen Abgrenzungen des Überschwemmungsgebietes beruhen 
auf Berechnungen des Wasserwirtschaftsamtes Kempten und können 
den kartografischen Darstellungen entnommen werden (siehe Hin-
weis). 
Die Ermittlung erfolgte anhand eines digitalen Geländemodels, 
in dem ein entsprechendes Hochwasserereignis simuliert wurde. 
D.h. die in den Karten dargestellten Flächen bilden lediglich die 
von Natur aus bestehende Hochwassersituation ab und stellen 
keine Planung dar, die nach behördlichem Ermessen geändert 
werden kann.

2.	� Im gesamten Überschwemmungsgebiet sind die folgenden Maßnah-
men verboten.
Gemäß § 78 Abs. 1 bis 5 und Abs. 7 WHG 
– �die Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich in Bauleitplänen 

oder in sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch. 
– �die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 

33, 34 und 35 des Baugesetzbuches. 
Gemäß § 78a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 und Nr. 8 WHG
– �die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen Anlagen, die den 

Wasserabfluss behindern können,
– �das Aufbringen und Ablagern von wassergefährdenden Stoffen auf 

dem Boden, es sei denn, die Stoffe dürfen im Rahmen einer ord-
nungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden,

– �die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen außerhalb von 
Anlagen,

– �das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern von Gegen-
ständen, die den Wasserabfluss behindern können oder die fortge-
schwemmt werden können,

– �das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche,
– �das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den 

Zielen des vorsorgenden Hochwasserschutzes gemäß § 6 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 6 und § 75 Absatz 2 WHG entgegenstehen,

– �die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart.
Gemäß § 78c Abs. 1 und Abs. 3 WHG
– �die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen
– �der Betrieb nicht hochwassersicherer Heizölverbraucheranlagen 

nach einer Übergangsfrist
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Bekanntmachung 
des Marktes Oberstdorf

über die öffentliche Auslegung für die 3. Änderung des Flächennut-
zungsplanes – „SO Nordic Zentrum (Langlaufstadion/Familiensport-
park)“ gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

Der Bau-, Planungs-, Umwelt- und Liegenschaftsausschuss des Marktes 
Oberstdorf hat in seiner Sitzung vom 08.05.2023 beschlossen, den Flä-
chennutzungsplan im Bereich des Langlaufstadions Ried zu ändern und 
das Änderungsverfahren einzuleiten. 

Dieser Einleitungsbeschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB 
ortsüblich bekanntgemacht. 

In seiner Sitzung vom 08.05.2023 billigte der Bau-, Planungs-, Umwelt- 
und Liegenschaftsausschuss die vom Büro OPLA – Bürogemeinschaft für 
Ortsplanung & Stadtentwicklung, Augsburg angefertigten Vorentwurfsun-
terlagen, bestehend aus Planzeichnung, Begründung und Umweltbericht 
zur 3. Änderung des Flächennutzungsplanes. 

Der Änderungsbereich (gestrichelt) ist in nachfolgendem Lageplan (ohne 
Maßstab) dargestellt.

Das im rechtskräftigen Flächennutzungsplan als Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung Sport, Freizeit und Naherholung dargestellte Gebiet 
soll erweitert und in die Zweckbestimmung Nordic Zentrum (Landlauf-
stadion/Familiensportpark) verändert werden, um eine planungsrechtliche 
Grundlage zur Errichtung eines Familiensportparks im Bereich des 
„Langlaufstadions Ried“ zu schaffen.

Verfahrensart
Die Aufstellung der 3. Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt 
im Regelverfahren mit frühzeitiger Unterrichtung und Beteiligung der 
Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange sowie mit der Erstel-
lung eines Umweltberichtes.

Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB

Die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes in der Fassung vom 
28.04.2023 liegt in der Zeit 

vom 08.06.2023 bis zum 07.07.2023

gemäß § 3 Abs. 1 BauGB während der allgemeinen Dienststunden im 
Marktbauamt (Oberstdorf Haus, 2. Stock, Nordteil), Prinzregenten- 
Platz 1, 87561 Oberstdorf öffentlich aus. Bedenken und Anregungen 
können während der Auslegungsfrist von jedermann vorgebracht werden. 
Es besteht die Möglichkeit zur Erörterung der Planung.

Der Inhalt dieser Bekanntmachung sowie die Planungsunterlagen sind 
auch im Internet auf der Homepage der des Marktes Oberstdorf unter 
www.markt-oberstdorf.de/aktuell/bauleitplanverfahren/ veröffentlicht.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben werden.

Datenschutz

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage 
der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e (DSGVO) i. V. mit § 3 BauGB und dem 
BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben abge-
ben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. Weitere 
Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche 
Informationspflichten im Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls öffentlich 
ausliegt.

Hinweis bzgl. des Verbandsklagerechts von Umweltverbänden:

Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Seite 1 Nummer 2 UmwRG 
(Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes) ist in einem Rechtsbehelfsverfahren 
nach § 7 Abs. 2 UmwRG gemäß § 7 Abs. 3 Seite 1 UmwRG mit allen Ein-
wendungen ausgeschlossen, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht 
oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen 
können (§ 3 Abs. 3 BauGB).

Oberstdorf, 25.05.2023

MARKT OBERSTDORF

gez.: Klaus King, Erster Bürgermeister� 120

Sonthofen, den 31. Mai 2023
gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin

Die Verordnung sieht keine über die gesetzlichen Anforderungen 
hinausgehende Regelungen vor.

3.	� Das Landratsamt Oberallgäu kann unter den Voraussetzungen des § 78 
Abs. 2 und Abs. 5 bzw. des § 78a Abs. 2 WHG Ausnahmen von den 
Verboten zulassen.

Weitergehende Regelungen nach anderen Rechtsvorschriften, z. B. nach 
der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (AwSV), bleiben von dieser Verordnung unberührt. 
 
Das Vorhaben wird mit dem Hinweis darauf bekannt gemacht, dass 

1.	� die Unterlagen gemäß Art. 27a des Bayerischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes im Internet unter https://www.oberallgaeu.org/land-
kreis-politik-kommunales-ehrenamt/oeffentliche-bekanntmachungen 
heruntergeladen werden können..
Maßgeblich sind aber der Inhalt der amtlichen Bekanntmachung 
und die zur Einsicht ausgelegten Unterlagen in Papierform bei der 
jeweiligen Auslegungsgemeinde.

2.	� der Verordnungsentwurf, die Darstellung der Rechtslage, der Erläute-
rungsbericht, 2 Übersichtskarten und 10 Detailkarten in der Zeit vom 
06.06.2023 bis zum 04.07.2023 im Verwaltungsgebäude der Stadt 
Immenstadt, Zimmer-Nr. 309, Kirchplatz 7, 87509 Immenstadt 
während der Dienststunden zur öffentlichen Einsicht aufliegt. 

3.	� jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Gemeindeverwaltung oder dem Landratsamt Oberallgäu 
Einwendungen gegen den Plan erheben kann

4.	� sofern Einwendungen erhoben werden, ein Erörterungstermin statt-
findet und diejenigen, die Einwendungen erhoben haben, von dem 
Erörterungstermin schriftlich benachrichtigt werden. Bei Ausbleiben 
eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn 
verhandelt werden. Verspätete Einwendungen bei der Erörterung und 
Entscheidung unberücksichtigt bleiben können,

5.	 a) �die Personen, die Einwendungen erhoben haben von dem Erör-
terungstermin durch öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt 
werden können,

b) �die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann, 

wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzuneh-
men sind,

6.	� mit Ablauf der jeweiligen Einwendungsfrist alle Einwendungen aus-
geschlossen sind, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen. 

Immenstadt, 25.05.2023

gez.: Nico Sentner, Erster Bürgermeister

Hinweis:
Alle ermittelten und festgesetzten Überschwemmungsgebiete sind im 
Internet unter 
https://www.lfu.bayern.de/umweltdaten/kartendienste/index.htm unter 
Wasser/Überschwemmungsgefahren 
sowie rechtliche Grundlagen und Hinweise zum Festsetzungsverfahren 
unter
https://www.lfu.bayern.de/wasser/hw_ue_gebiete/index.htm
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Bekanntmachung 
der Stadt Sonthofen

Wasserrecht;
Festsetzung des Überschwemmungsgebiets an der Iller (Bereich Süd) 
von Fluss-km 119,0 (nördlich Einmündung Rottach) bis Fluss-km 147 
(Illerursprung) auf dem Gebiet der Gemeinde Rettenberg, der Stadt 
Immenstadt, der Gemeinde Burgberg, der Gemeinde Blaichach, der 
Stadt Sonthofen, der Gemeinde Ofterschwang, der Gemeinde Fischen 
und des Marktes Oberstdorf im Landkreis Oberallgäu

1.	� Das Landratsamt Oberallgäu beabsichtigt den Erlass einer Verordnung 
über das Überschwemmungsgebiet an der Iller (Bereich Süd) von 
Fluss-km 119,0 (nördlich Einmündung Rottach) bis Fluss-km 147 
(Illerursprung) auf dem Gebiet der Gemeinde Rettenberg, der Stadt 
Immenstadt, der Gemeinde Burgberg, der Gemeinde Blaichach, der 
Stadt Sonthofen, der Gemeinde Ofterschwang, der Gemeinde Fischen 
und des Marktes Oberstdorf im Landkreis Oberallgäu.
Die genauen Abgrenzungen des Überschwemmungsgebietes beruhen 
auf Berechnungen des Wasserwirtschaftsamtes Kempten und können 
den kartografischen Darstellungen entnommen werden (siehe Hin-
weis). 

	� Die Ermittlung erfolgte anhand eines digitalen Geländemodels, in 
dem ein entsprechendes Hochwasserereignis simuliert wurde. D.h. 
die in den Karten dargestellten Flächen bilden lediglich die von 
Natur aus bestehende Hochwassersituation ab und stellen keine 
Planung dar, die nach behördlichem Ermessen geändert werden 
kann.

2.	� Im gesamten Überschwemmungsgebiet sind die folgenden Maßnah-
men verboten.

	 Gemäß § 78 Abs. 1 bis 5 und Abs. 7 WHG 
	 – �die Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich in Bauleitplänen 

oder in sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch. 
	 – �die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 

33, 34 und 35 des Baugesetzbuches. 
	 Gemäß § 78a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 und Nr. 8 WHG
	 – �die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen Anlagen, die den 

Wasserabfluss behindern können,

	 – �das Aufbringen und Ablagern von wassergefährdenden Stoffen auf 
dem Boden, es sei denn, die Stoffe dürfen im Rahmen einer ord-
nungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft eingesetzt wer-den,

	 – �die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen außerhalb von Anla-
gen,

	 – �das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern von Gegen-
ständen, die den Wasserabfluss behindern können oder die fortge-
schwemmt werden können,

	 – das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche,
	 – �das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den 

Zielen des vorsorgenden Hochwasserschutzes gemäß § 6 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 6 und § 75 Absatz 2 WHG entge-genstehen,

	 – �die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart.
	 Gemäß § 78c Abs. 1 und Abs. 3 WHG
	 – die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen
	 – �der Betrieb nicht hochwassersicherer Heizölverbraucheranlagen 

nach einer Übergangsfrist
	� Die Verordnung sieht keine über die gesetzlichen Anforderungen 

hinausgehende Regelungen vor.

3.	� Das Landratsamt Oberallgäu kann unter den Voraussetzungen des § 78 
Abs. 2 und Abs. 5 bzw. des § 78a Abs. 2 WHG Ausnahmen von den 
Verboten zulassen.

Weitergehende Regelungen nach anderen Rechtsvorschriften, z. B. nach 
der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (AwSV), bleiben von dieser Verordnung unberührt. 

Das Vorhaben wird mit dem Hinweis darauf bekannt gemacht, dass 

1.	� die Unterlagen gemäß Art. 27a des Bayerischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes im Internet unter https://www.oberallgaeu.org/land-
kreis-politik-kommunales-ehrenamt/oeffentliche-bekanntmachungen 
heruntergeladen werden können..

	 �Maßgeblich sind aber der Inhalt der amtlichen Bekanntmachung 
und die zur Einsicht ausgelegten Unterlagen in Papierform bei der 
jeweiligen Auslegungsgemeinde.

2.	� der Verordnungsentwurf, die Darstellung der Rechtslage, der Erläute-
rungsbericht, 2 Übersichtskarten und 8 Detailkarten 

in der Zeit vom 09.06.2023 bis zum 10.07.2023 

im Rathaus Sonthofen, Rathausplatz 1, 87527 Sonthofen, an der Bür-
gertheke im Erdgeschoss, während der allgemeinen Dienststunden 

Montag und Mittwoch 	 08.00 – 12.00 Uhr & 13.30 – 17.00 Uhr
Dienstag 	 08.00 – 13.00 Uhr
Donnerstag und Freitag 	 08.00 – 12.00 Uhr

zur öffentlichen Einsicht aufliegt. 

3.	� jeder dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, bis zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Gemeindeverwaltung oder dem Landratsamt Oberallgäu 
Einwendungen gegen den Plan erheben kann

4. �sofern Einwendungen erhoben werden, ein Erörterungstermin stattfin-
det und diejenigen, die Einwendungen erhoben haben, von dem Erör-
terungstermin schriftlich benachrichtigt werden. Bei Ausbleiben eines 
Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt 
werden. Verspätete Einwendungen bei der Erörterung und Entschei-
dung unberücksichtigt bleiben können,

5. �a) �die Personen, die Einwendungen erhoben haben von dem Erör-
terungstermin durch öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt 
werden können,

b) �die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann, 

wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen 
sind,

6. �mit Ablauf der jeweiligen Einwendungsfrist alle Einwendungen aus-
geschlossen sind, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen. 

Sonthofen, 25.05.2023

gez.: Christian Wilhelm, Erster Bürgermeister

Hinweis:
Alle ermittelten und festgesetzten Überschwemmungsgebiete sind im 
Internet unter 
https://www.lfu.bayern.de/umweltdaten/kartendienste/index.htm unter 
Wasser/Überschwemmungsgefahren 
sowie rechtliche Grundlagen und Hinweise zum Festsetzungsverfahren 
unter
https://www.lfu.bayern.de/wasser/hw_ue_gebiete/index.htm
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